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1. Kapitel: Einführung

§1. Prozeß der Assoziierung zwischen den Europäischen Gemeinschaf-
ten und den mittel- und osteuropäischen Ländern 

Die Zeit nach dem politischen Umbruch in Mittel- und Osteuropa war durch die Ab-

schlüsse von Assoziierungsabkommen zwischen den Europäischen Gemeinschaften1

und ihren Mitgliedstaaten einerseits und den Ländern Mittel- und Osteuropas anderer-

seits gekennzeichnet2. Durch dieses Vertragsinstrument sollten in erster Linie die Be-

ziehungen zwischen den Vertragsparteien vertieft3 und angesichts politischer Verände-

rungen in dieser Region Ende der achtziger Jahre der Rahmen für die Unterstützung 

demokratischer Reformen, politischer Stabilität und des Wirtschaftswachstums festge-

legt werden4. Zweifellos leiteten die Europa-Abkommen mit ihrer Zielsetzung für die 

                                                          
1 Im Laufe der Entwicklung der Europäischen Gemeinschaften und der Europäischen Union (zum Begriff 

s. Fn. 5) wurden auch die Bezeichnungen ihres offiziellen Amtsblattes und des Bulletin einige Male 
geändert. In den folgenden Ausführungen werden jene Bezeichnungen verwendet, welche zum Zeit-
punkt des Erscheinens des jeweiligen Amtsblattes bzw. Bulletins gegolten haben. Zu der letzten Än-
derung der Bezeichnung des Amtsblatts s. den Vertrag von Nizza zur Änderung des Vertrags über die 
Europäische Union, der Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften sowie einiger da-
mit zusammenhängender Rechtsakte, unterzeichnet in Nizza am 26. Februar 2001, AblEG 2001, Nr. C 
80, S. 1, in Kraft getreten am 1. 2. 2003 (nachfolgend „EUV-Nizza“ bzw. bezüglich der geänderten, 
aktuellen Fassung des Vertrags über die Europäische Union „EUV“), Art. 2 Pkt. 38, wonach ab dem 
Inkrafttreten des EUV-Nizza nun die Bezeichnung „Amtsblatt der Europäischen Union“ verwendet 
wird.   

2 Es handelte sich um weitgehend identisch aufgebaute Abkommen, im einzelnen mit: Polen (AblEG 
1993 Nr. L 348, S. 1), Ungarn (AblEG 1993 Nr. L 347, S. 1), der Tschechischen Republik (AblEG 
1994 Nr. L 360, S. 1), der Slowakischen Republik (AblEG 1994 Nr. L 359, S. 1), Rumänien (AblEG 
1994 Nr. L 357, S. 1), Bulgarien (AblEG 1994 Nr. L 358, S. 1), Estland (AblEG  1998 Nr. L 68, S. 1), 
Lettland (AblEG 1998 Nr. L 26 S. 1), Litauen (AblEG 1998 Nr. L 51, S. 1) und Slowenien (AblEG 
1999 Nr. L 51 S. 1), mit der offiziellen Bezeichnung: „Europa-Abkommen zur Gründung einer Asso-
ziation zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und [...] an-
dererseits“, betreffend Slowenien: „Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen den 
im Rahmen der Europäischen Union handelnden Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitglied-
staaten einerseits und der Republik Slowenien andererseits“ (nachfolgend: „Europa-Abkommen“).  

3 Die völkervertraglichen Beziehungen zwischen den Europäischen Gemeinschaften und den mittel- und 
osteuropäischen Staaten begannen sich Mitte der sechziger Jahre zu entwickeln, als die ersten Sekt-
oralabkommen über den Handel mit ausgewählten, sensiblen Produkten abgeschlossen wurden. Die-
sen folgten ab 1980 globale Handelsabkommen, die die Grundlage für eine Liberalisierung des Han-
dels mit den meisten Waren geschaffen haben. Die nach der Aufnahme offizieller diplomatischer Be-
ziehungen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Rat für Gegenseitige Wirt-
schaftshilfe Ende achtziger und Anfang neunziger Jahre abgeschlossenen Globalabkommen sahen ne-
ben den klassischen handelspolitischen Maßnahmen auch teilweise darüber hinausgehende Koopera-
tionen in ausgewählten Bereichen vor. Zur Entwicklung der Vertragsbeziehungen zwischen den Euro-
päischen Gemeinschaften und den mittel- und osteuropäischen Staaten bis 1991 s. Richter, Die Asso-
ziierung osteuropäischer Staaten durch die Europäischen Gemeinschaften, Berlin u. a. 1993, S. 4 ff. 
m. w. N.  

4 Vgl. dazu die Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament: Allgemeines 
Schema für Assoziationsabkommen mit den Ländern in Mittel- und Osteuropa, KOM(90) 398 endg., 
vom 27. 8. 1990 (nachfolgend „Mitteilung der Kommission: Allgemeines Schema“) und Europäischer 
Rat von Edinburgh (11.-12. Dezember 1992): Schlußfolgerungen des Vorsitzes, Bull. EG 12-1992, 
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Vertragsparteien gegenseitige Beziehungen neuer Qualität ein. Obwohl die Assoziie-

rung keinen rechtlichen Anspruch der assoziierten Länder auf die Aufnahme in die Eu-

ropäische Union5 begründete6, wurde die Möglichkeit eines späteren EU-Beitritts7 nicht 

ausgeschlossen8. Vielmehr trugen die Europa-Abkommen zur Schaffung von Bedin-

gungen bei, die einen EU-Beitritt erleichtern und die Vertragsparteien besser darauf 

vorbereiten9.

In politischen Kreisen wurde die Möglichkeit eines EU-Beitritts der assoziierten 

Länder bereits kurz nach dem Abschluß der ersten Europa-Abkommen und noch vor 

ihrer Ratifizierung in Erwägung gezogen10. Beim Treffen des Europäischen Rates11 in 

                                                                                                                                                                         
Ziff. I.76 sowie die Präambel und Art. 1 Abs. 2 Europa-Abkommen (bzw. Art. 1 Europa-Abkommen 
mit Ungarn und mit Rumänien). 

5Entsprechend der Terminologie des Vertrages über die Europäische Union, unterzeichnet in Maastricht 
am 7. Februar 1992 (nachfolgend „EUV-Maastricht“, AblEG 1992, Nr. C 191, S. 1, in Kraft getreten 
am 1. 11. 1993, geändert durch den Vertrag von Amsterdam zur Änderung des Vertrages über die Eu-
ropäische Union, der Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften sowie einiger damit 
zusammenhängender Rechtsakte, unterzeichnet in Amsterdam am 2. Oktober 1997, AblEG 1997, Nr. 
C 340, S. 1, in Kraft getreten am 1. 5. 1999, nachfolgend „EUV-Amsterdam“, und durch den EUV-
Nizza) wird nachfolgend der Begriff “Europäische Union” zur Bezeichnung der sog. drei Säulen ver-
wendet. Nach der Drei-Säulen-Konzeption besteht die erste Säule aus zwei Europäischen Gemein-
schaften: der Europäischen Gemeinschaft (früher Europäische Wirtschaftsgemeinschaft), nachfolgend 
„EG“ bzw. „E(W)G“, vgl. den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft vom 25. März 
1957, BGBl. 1957 II S. 766, zul. geändert durch den EUV-Nizza, nachfolgend „EGV“ (bezüglich der 
Amsterdamer und Nizzaer Fassung) bzw. „EWGV“; und der Europäischen Atomgemeinschaft, nach-
folgend „EAG“, vgl. den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft (EURATOM) 
vom 25. März 1957, BGBl. 1957 II S. 1014, zul. geändert durch den EUV-Nizza, nachfolgend 
„EAGV“. Mit Wirkung bis zum 23. Juli 2002 zählte hierzu auch die Europäische Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl, nachfolgend „EGKS“, vgl. den Vertrag über die Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl vom 18. April 1951, BGBl. 1951 II S. 447, zul. geändert durch den 
EUV-Amsterdam, nachfolgend „EGKSV“.  Die zweite und dritte Säule bestehen aus den durch den 
EUV-Maastricht eingeführten und durch den EUV-Amsterdam und den EUV-Nizza präzisierten Poli-
tiken und neuen Formen der Zusammenarbeit. 

6 Diese Tatsache wurde seitens der Europäischen Kommission (nachfolgend „Kommission“) bereits vor 
dem Abschluß der genannten Europa-Abkommen betont. S. dazu die Mitteilung der Kommission: 
Allgemeines Schema, S. 4.  

7 Trotz fehlender Rechtspersönlichkeit der Europäischen Union werden nachfolgend die dem üblichen 
Sprachgebrauch entsprechenden (vgl. auch Art. 6 und 49 EUV), wenn auch juristisch nicht ganz prä-
zisen Begriffe „EU-Beitritt“ und „EU-Mitgliedschaft“ u. ä. verwendet. 

8 Im Schrifttum werden die Europa-Abkommen der Gruppe sogenannter „Beitrittsassoziierungen“ zuge-
ordnet. Zu den unterschiedlichen Formen der Assoziierung zwischen den Europäischen Gemeinschaf-
ten und ihren Mitgliedstaaten einerseits und Drittstaaten, bzw. internationalen Organisationen anderer-
seits und zu ihren Besonderheiten s. bspw. G/T/E-Weber, EU-/EG-Vertrag, Bd. 5, EGV Art. 238, Rn. 
1ff. m.w.N.; Grabitz/Hilf II-Vedder, Das Recht der EU, EGV Art. 238, Rn. 39ff. m. w. N.; Bleck-
mann-Bleckmann, Europarecht, § 16, Rn. 1366ff. m. w. N.; Dauses-Müller-Graff, Handbuch, Bd. 1, 
A.I, Rn. 12ff. m. w. N.; Kapteyn/VerLoren van Themaat, Introduction to the EC-Law, S. 831ff. m. w. 
N.; Tichý-Svoboda, Evropské právo, Rn. 1626ff. m. w. N.; Streinz, Europarecht, Rn. 611ff. m. w. N.; 
Fischer/Köck, Europarecht, S. 92ff. u. S. 675ff. m.w.N.; Schweitzer/Hummer, Europarecht, S. 162ff. 
m.w.N.; Schön, Der rechtliche Rahmen für Assoziierungen m. w. N. 

9 Vgl. Präambel und Art. 1 Abs. 2 Europa-Abkommen (bzw. Art. 1 Europa-Abkommen mit Ungarn und 
mit Rumänien).  

10 S. Europäischer Rat von Lissabon (26.-27. Juni 1992): Schlußfolgerungen des Vorsitzes, abgedruckt 
in: G/T/E, Vertrag über die EU, S. 210ff.; Europäischer Rat von Edinburgh (11.-12. Dezember 1992): 
Schlußfolgerungen des Vorsitzes,  Bull. EG 12-1992, Ziff. I.76 und die Mitteilung der Kommission:
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Kopenhagen am 21. und 22. Juni 1993 wurde den assoziierten Ländern in Aussicht ge-

stellt, sie als neue Mitglieder in die EU aufzunehmen, sobald sie die festgelegten Vor-

aussetzungen erfüllten. Nach den  sog. „Kopenhagener Kriterien“, muß der Beitritts-

kandidat erstens „eine institutionelle Stabilität als Garantie für demokratische und 

rechtsstaatliche Ordnung, für die Wahrung der Menschenrechte sowie die Achtung und 

den Schutz von Minderheiten verwirklicht haben“. Zweitens muß er „eine funktionsfä-

hige Marktwirtschaft sowie die Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck und den Marktkräf-

ten innerhalb der Union standzuhalten“, sicherstellen. Drittens erinnert der Europäische 

Rat an die Verpflichtung eines Beitrittskandidaten, „die aus einer Mitgliedschaft er-

wachsenden Verpflichtungen übernehmen und sich auch die Ziele der politischen Union 

sowie der Wirtschafts- und Währungsunion zu eigen machen zu können“. Darüber hin-

aus wird von Seiten der Europäischen Union erwartet, daß sie bei gleichzeitiger Weiter-

verfolgung der Integrationsziele zum konkreten Zeitpunkt des Beitritts neuer Staaten 

auch aufnahmefähig ist12.

Trotz fehlender gesetzgeberischer Funktion des Europäischen Rates13 ist die Bedeu-

tung der Ergebnisse dieser Treffen - auch für die Beitrittspolitik der EU - nicht zu ver-

kennen14.  Die von ihm festgelegten politischen Leitlinien dienen dem Rat als Orientie-

rungshilfe15 bei seinem Entscheidungsprozeß, beeinflussen also sein Ergebnis in politi-

                                                                                                                                                                         
„Entwicklung einer engeren Assoziation mit den Ländern Mittel- und Osteuropas“ (kurzer Hinweis in 
Bull. EG 12-1992, Ziff. 1.4.5.). 

11 Es handelte sich um eine der regelmäßigen zwischenstaatlichen Konferenzen (Treffen der Staats- und 
Regierungschefs der Mitgliedstaaten der drei Europäischen Gemeinschaften in Anwesenheit des 
Kommissionspräsidenten), die zwar erst in  Art. 2 der Einheitlichen Europäischen Akte (unterzeichnet 
am 28. Februar 1986, in Kraft getreten am 1. Juli 1987, AblEG 1987 Nr. L 169, S. l; nachfolgend 
„EEA“) ausdrücklich verankert wurde, jedoch bereits seit den sechziger Jahren die Integration in den 
Europäischen Gemeinschaften und später in der EU wesentlich beeinflußt hat. Zur historischen Ent-
wicklung und der Rolle des Europäischen Rates s. Glaesner,  Der Europäische Rat, EuR 1994, 22 m. 
w. N. sowie Grabitz/Hilf I-Hilf/Pache, Das Recht der EU, EUV Art. D, Rn. 1 ff. 

12 Vgl. Europäischer Rat von Kopenhagen (21.-22. Juni 1993): Schlußfolgerungen des Vorsitzes, Bull. 
EG 6-1993, Ziff. I.13. 

13 Der Europäische Rat kann in der Regel durch seine Beschlüsse weder die EU-Mitgliedstaaten noch die 
Gemeinschaftsorgane rechtlich binden. Als Ausnahme gelten die Beschlüsse des Europäischen Rates 
im Bereich der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik, denen durch den EUV eine rechtsbin-
dende Wirkung gegenüber dem Rat der Europäischen Union (nachfolgend: „Rat“) zukommt. S. mehr 
dazu bei Grabitz/Hilf I-Hilf/Pache, Das Recht der EU, EUV Art. D, Rn. 12 ff. m.w.N. sowie Glaesner,
EuR 1994, 31f. 

14 Die Schwierigkeiten, die mit dem französischen Veto gegen den Beitritt Großbritanniens verbunden 
waren, haben 1969 den Ansporn zum Zusammentreffen einer Gipfelkonferenz der ursprünglichen 
Mitgliedstaaten der drei Europäischen Gemeinschaften in Den Haag am 1. und 2. Dezember 1969 ge-
geben. Anschließend wurde auf dem Gipfeltreffen Einigkeit über die Aufnahme der Beitrittsverhand-
lungen erreicht. S. dazu Schlußkommuniqué der Konferenz der Staats- und Regierungschefs vom 1. 
und 2. Dezember 1969 in Den Haag, abgedruckt in: Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 
Dritter Gesamtbericht über die Tätigkeit der Europäischen Gemeinschaften 1969, Brüssel, Luxemburg 
1970. 

15 So Borchardt, Die rechtlichen Grundlagen der Europäischen Gemeinschaften – Rechtsquellen, Rechts-
handlungen und Rechtssetzung, in: Röttinger/Weyringer (Hrsg.), Handbuch der Europäischen Integra-
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scher Weise16. Anders als bei sonstigen Beschlüssen des Europäischen Rates wird den 

in Gestalt der Kopenhagener Kriterien erstmals zum Ausdruck gebrachten zuvor unge-

schrieben Beitrittsvoraussetzungen17 darüber hinaus eine „echte Rechtswirkung“ zuer-

kannt18. Diese Wirkung besteht insbesondere in der Verpflichtung der EU-

Mitgliedstaaten, „die Entscheidung über den Beitritt ausschließlich von der Erfüllung 

der (Kopenhagener) Beitrittskriterien abhängig zu machen“19.

Der Grad der Erfüllung der Kopenhagener Kriterien gibt Aufschluß über die Bei-

trittsreife eines beitrittswilligen Landes20.

                                                                                                                                                                         
tion, Wien 1996, S. 100. Zu den Aufgaben des Europäischen Rates s. bspw. Grabitz/Hilf I-Hilf/Pache, 
Das Recht der EU, EUV Art. D, Rn. 10 ff.; Glaesner, EuR 1994, 30f. m.w.N.; Bleckmann-Pieper, Eu-
roparecht, § 2, Rn. 63ff. 

16 Dies ergibt sich nicht zuletzt auch aus der ähnlichen Zusammensetzung des Rates einerseits und des 
Europäischen Rates andererseits. Im Rat kommen Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten auf 
Ministerebene zusammen. Im Europäischen Rat treffen sich u. a. auch Vertreter der Regierungen, al-
lerdings auf Ebene der Regierungschefs. Mehr zum Ablauf des Beitrittsverfahrens s. bei G/T/E-Meng,
EU-/EG-Vertrag, Bd. 5, EUV Art. O, Rn. 82ff. m.w.N. 

17 Gemeint werden an dieser Stelle die im EUV nicht ausdrücklich erwähnten Voraussetzungen eines EU-
Beitritts. Der rechtlich verbindliche Charakter der nun in Art. 49 EUV kodifizierten politischen Bei-
trittsvoraussetzungen, die ebenfalls einen Teil der Kopenhagener Kriterien darstellen, wird dagegen 
zweifellos bestätigt. S. dazu  Šar evi , EU-Erweiterung nach Art. 49 EUV: Ermessensentscheidungen 
und Beitrittsrecht, EuR 2002, 461 (473 m.w.N.). 

18Šar evi , EuR 2002, 461 (473). Vgl. Grabitz/Hilf III-Vedder, Das Recht der EU, Art. 49 EUV, Rn. 1: 
„[...] Art. 49 EUV enthält wie seine Vorgänger nur rudimentäre Regelungen und ist daher über seinen 
Wortlaut hinaus, aus der Gesamtsystematik des EUV und EGV schöpfend, durch Beschlüsse des Eu-
ropäischen Rats – autoritativ interpretierend – aufgeladen und konkretisiert worden [...]“ 

19Šar evi , EuR 2002, 461 (478). 
20 S. neben den bekräftigenden Aussagen des Europäischen Rates von Korfu am 24. und 25. Juni 1994 

(Schlußfolgerungen des Vorsitzes, Bull. EU 6-1994, Ziff. I.13) für die spätere Entwicklung: insbeson-
dere Stellungnahme der Kommission zum Antrag Ungarns auf Beitritt zur Europäischen Union, KOM 
(97) 2001 endg. (Bull. EU, Beilage 6/97), Stellungnahme der Kommission zum Antrag Polens auf 
Beitritt zur Europäischen Union, KOM (97) 2002 endg. (Bull. EU, Beilage 7/97), Stellungnahme der 
Kommission zum Antrag Rumäniens auf Beitritt zur Europäischen Union, KOM (97) 2003 endg. 
(Bull. EU, Beilage 8/97), Stellungnahme der Kommission zum Antrag der Slowakei auf Beitritt zur 
Europäischen Union, KOM (97) 2004 endg. (Bull. EU, Beilage 9/97), Stellungnahme der Kommission 
zum Antrag Lettlands auf Beitritt zur Europäischen Union, KOM (97) 2005 endg. (Bull. EU, Beilage 
10/97), Stellungnahme der Kommission zum Antrag Estlands auf Beitritt zur Europäischen Union, 
KOM (97) 2006 endg. (Bull. EU, Beilage 11/97), Stellungnahme der Kommission zum Antrag Litau-
ens auf Beitritt zur Europäischen Union, KOM (97) 2007 endg. (Bull. EU, Beilage 12/97), Stellung-
nahme der Kommission zum Antrag Bulgariens auf Beitritt zur Europäischen Union, KOM (97) 2008 
endg. (Bull. EU, Beilage 13/97), Stellungnahme der Kommission zum Antrag der Tschechischen Re-
publik auf Beitritt zur Europäischen Union, KOM(97) 2009 endg. (Bull. EU, Beilage 14/97) und Stel-
lungnahme der Kommission zum Antrag Sloweniens auf Beitritt zur Europäischen Union, KOM (97) 
2010 endg. (Bull. EU, Beilage 15/97) und die regelmäßigen Berichte der Kommission über die Fort-
schritte der Bewerberländer auf dem Weg zum Beitritt – Gesamtdokument des Jahres 1998 (Bull. EU, 
Beilage 4/98 = zugl. unter 
www.europa.eu.int/comm/enlargement/report_11_98/pdf/de/composite_de.pdf abrufbar; zuletzt be-
sucht am 20. 5. 2004), Gesamtdokument des Jahres 1999 (unter 
www.europa.eu.int/comm/enlargement/report_10_99/pdf/de/composite_de.pdf abrufbar; zuletzt be-
sucht am 20. 5. 2004), Gesamtdokument des Jahres 2000 (unter 
www.europa.eu.int/comm/enlargement/report_11_00/pdf/strat_de.pdf abrufbar; zuletzt besucht am 20. 
5. 2004); Gesamtdokument des Jahres 2001 (unter 
www.europa.eu.int/comm/enlargement/report2001/strategy_de.pdf abrufbar; zuletzt besucht am 20. 5. 
2004) und Gesamtdokument des Jahres 2002 (unter 
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Die Beitrittsvorbereitungen wurden nach dem Kopenhagener Gipfel von 1993 von 

Seiten der EU und von den mittel- und osteuropäischen Ländern intensiviert. In An-

knüpfung an die Europa-Abkommen und die Kopenhagener Kriterien hat die Kommis-

sion eine Strategie zur Vorbereitung des Beitritts der assoziierten mittel- und osteuro-

päischen Länder zur Europäischen Union vorgeschlagen21, die durch den Europäischen 

Rat von Essen in 199422 angenommen wurde23.  Neben der Aufnahme von engeren 

strukturierten Beziehungen zwischen den assoziierten Ländern und der Europäischen 

Union im Zusammenhang mit den drei „Säulen“24 der Unionstätigkeit25 hat die Kom-

mission darin weitere Schritte bei der wirtschaftlichen Entwicklung der mittel- und ost-

europäischen Länder und ihrer stufenweisen Integration in den größeren europäischen 

Markt vorgeschlagen.

Die Vorbereitung der assoziierten Länder auf ihre Eingliederung in den europäischen 

Binnenmarkt stellte den wesentlichen Bestandteil dieser Heranführungsstrategie dar26.

Dementsprechend wurden die assoziierten Länder angespornt, ihre Rechtsvorschriften 

stufenweise an die Binnenmarktregelungen anzupassen. Einen Vorschlag darüber, wel-

che konkreten Gemeinschaftsregelungen in der nationalen Gesetzgebung der assoziier-

ten Länder in erster Linie zu beachten sind, präsentierte das Weißbuch zur Vorbereitung 

der assoziierten Staaten Mittel- und Osteuropas auf die Integration in den Binnenmarkt 

der Union27. Wie die Kommission damals betonte, sei die Heranführungsstrategie, in 

deren Rahmen das Weißbuch verabschiedet worden ist, von den eigentlichen Beitritts-

verhandlungen zu unterscheiden28. Während das Weißbuch auf die wesentlichen Ge-

meinschaftsmaßnahmen zur Errichtung und zum Erhalt des Binnenmarkts hingewiesen 

hat, erstreckten sich die Beitrittsverhandlungen auf das gesamte Gebiet des Gemein-
                                                                                                                                                                         

www.europa.eu.int/comm/enlargement/report2002/strategy_de.pdf abrufbar; zuletzt besucht am 20. 5. 
2004). 

21 S. Mitteilung der Kommission an den Rat  „Die Europa-Abkommen und die Zeit danach: eine Strategie 
zur Vorbereitung des Beitritts der Länder Mittel- und Osteuropas“, KOM (94) 320 endg. sowie die 
Mitteilung der Kommission an den Rat „Ergänzende Ausführungen zu der Mitteilung der Kommissi-
on über: „Die Europa-Abkommen und die Zeit danach: eine Strategie  zur Vorbereitung des Beitritts 
der Länder Mittel- und Osteuropas““, KOM (94) 361 endg. 

22S. Europäischer Rat von Essen (9. - 10. Dezember 1994): Schlußfolgerungen des Vorsitzes, Bull. EU 
12-1994, Ziff. I.13. 

23 Nachfolgend: „Heranführungsstrategie“. 
24 S. Fn. 5. 
25 Auf dieser Grundlage fanden Treffen der Assoziierungsräte, der Staats- und Regierungschefs, der Au-

ßen-, Justiz-, Innen- und der meisten Fachminister beratender Art statt. 
26 Die zentrale Bedeutung der Vorbereitung der mittel- und osteuropäischen Länder auf die Integration in 

den Binnenmarkt hat der Europäische Rat von Essen hervorgehoben. 
27 S. Weißbuch der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 3. 5. 1995 „Vorbereitung der 

assoziierten Staaten Mittel- und Osteuropas auf die Integration in den Binnenmarkt der Union“, 
KOM(95) 163 endg. und den Anhang hierzu vom 10. 5. 1995, KOM(95) 163 endg. /2 (nachfolgend: 
„Weißbuch-MOEL“). 

28 S. Weißbuch-MOEL, S. 1a – Zusammenfassung. 
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schafts- und Unionsrechts sowie der Gemeinschafts- und Unionspolitikfelder. Seine 

sachlich auf die Heranführung an den Binnenmarkt beschränkten Empfehlungen sowie 

sein unverbindlicher Charakter verminderten jedoch die Bedeutung des Weißbuchs für 

die Vorbereitung der assoziierten mittel- und osteuropäischen Länder auf ihren EU-

Beitritt in keiner Weise. Insbesondere sein didaktischer Aufbau trug zum besseren Ver-

ständnis der Anwendung des Gemeinschaftsrechts in den „alten“ EU-Mitgliedstaaten 

bei. Unter anderem fanden sich darin wichtige Hinweise darauf, welche Maßnahmen zu 

treffen sind, um ein Funktionieren der wichtigsten Binnenmarktvorschriften in den as-

soziierten Ländern zu gewährleisten. 

§2. Einleitung des Beitrittsprozesses 

Am 31. März 1994 hat Ungarn als erstes der mittel- und osteuropäischen Länder seinen 

Antrag auf Beitritt zur Europäischen Union gestellt29. Es folgten ihm am 5. April 1994 

Polen30, am 22. Juni 1995 Rumänien31, am 27. Juni 1995 die Slowakei32, am 13. Okto-

ber 1995 Lettland33, am 24. November 1995 Estland34, am 8. Dezember 1995 Litauen35,

am 14. Dezember 1995 Bulgarien36, am 17. Januar 1996 Tschechien37 und am 10. Juni 

1996 Slowenien38.

Im Auftrag des Rates hat die Kommission gemäß Art. O EUV-Maastricht39 ihre Stel-

lungnahmen zu den Beitrittsanträgen abgegeben40 und die Eröffnung von Beitrittsver-

handlungen mit Ungarn, Polen, Estland, Slowenien und der Tschechischen Republik 

empfohlen. Mit Blick auf die übrigen Antragsteller hat die Kommission empfohlen, die 

Beitrittsverhandlungen zu eröffnen, sobald diese Länder ausreichende Fortschritte bei 

der Erfüllung der Kopenhagener Kriterien vorweisen könnten. Neben den Stellungnah-

                                                          
29 S. Bull. EU 4-1994, Ziff. 1.3.18. 
30 S. Bull. EU 4-1994, Ziff. 1.3.19. 
31 S. Bull. EU 6-1995, Ziff. 1.4.57. 
32 S. Bull. EU 6-1995, Ziff. 1.4.58. 
33 S. Bull. EU 10-1995, Ziff. 1.4.60. 
34 S. Bull. EU 11-1995, Ziff. 1.4.42. 
35 S. Bull. EU 12-1995, Ziff. 1.4.60. 
36 S. Bull. EU 12-1995, Ziff. 1.4.61. 
37 S. Bull. EU 1/2-1996, Ziff. 1.4.75. 
38 S. Bull. EU 6-1996, Ziff. 1.4.49. 
39 Heute: Art. 49 EUV. Durch den Vertrag von Amsterdam (s. oben Fn. 5) wurde eine neue Numerierung 

der Artikel des EUV-Maastricht und des EGV in seiner Maastrichter Fassung eingeführt, welche nach 
dem Inkrafttreten des Vertrages von Nizza (s. oben Fn. 5) weitgehend übernommen wurde. In der vor-
liegenden Arbeit wird grundsätzlich auf die neue Numerierung der Artikel des EUV und EGV sowie 
deren neueste - Nizzaer Fassung Bezug genommen. Sollten jedoch Sachverhalte vor dem Inkrafttreten 
des Nizzaer, bzw. Amsterdamer Vertrages besprochen werden, wird auf die alte Fassung des EUV 
und EGV bzw. des EWGV verwiesen sowie die alte Numerierung einschließlich eines klärenden 
Hinweises verwendet.   

40 Für die Nummern und Fundstellen der einzelnen Stellungnahmen der Kommission s. die Fn. 20. 
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men nahm die Kommission im Rahmen ihrer Mitteilung „Agenda 2000“ eine allgemei-

ne Bewertung der Beitrittsanträge vor, unterbreitete ihre Empfehlungen für eine Strate-

gie der erfolgreichen Erweiterung der Europäischen Union und bewertete die Auswir-

kungen der Erweiterung auf die Europäische Union und ihre Politikfelder41. Auf Ersu-

chen des am 13. und 14. Dezember 1996 in Dublin tagenden Europäischen Rates hat die 

Kommission zugleich die Intensivierung der Heranführungsstrategie für alle mittel- und 

osteuropäische Bewerberländer vorgeschlagen42. Insbesondere sollten sich die Beitritts-

vorbereitungen auf die in den Stellungnahmen der Kommission zu den Beitrittsanträgen 

mittel- und osteuropäischer Länder für problematisch befundenen Bereiche konzentrie-

ren. Gleichzeitig wurde vorgeschlagen, daß Gewährung finanzieller Unterstützung stär-

ker vom Erfolg der Beitrittsvorbereitungen abhängig zu machen. 

Auf der Tagung des Europäischen Rates am 12. und 13. Dezember 1997 in Luxem-

burg43 wurden Weichen für die Weiterentwicklung der Europäischen Union gestellt, 

und zwar durch den Beschluß, Beitrittsverhandlungen mit Estland, Polen, Ungarn, Slo-

wenien, Zypern44 und der Tschechischen Republik aufzunehmen. Gleichzeitig beschloß 

der Europäische Rat, in den Beitrittsprozeß auch Bulgarien, Lettland, Litauen, Rumäni-

en und die Slowakei einzubeziehen, um aktive Vorbereitungen auf einen zukünftigen 

EU-Beitritt bereits vor der Einleitung der Beitrittsverhandlungen mit diesen Ländern zu 

starten. Der Beitrittsprozeß wurde demnach für alle 11 der damals aktuellen Beitritts-

kandidaten, nämlich für Estland, Polen, Ungarn, Slowenien, Zypern, Bulgarien, Lett-

land, Litauen, Rumänien, für die Slowakei und die Tschechische Republik am 30. März 

1998 in London auf der Ebene der Außenminister unter Teilnahme des zuständigen 

Mitglieds der Kommission eröffnet. Daraufhin wurden am 31. März 1998 die Beitritts-

verhandlungen mit den damals als „Luxemburger Gruppe“ bezeichneten sechs Beitritts-

kandidaten eingeleitet. Die Vorschläge der Kommission zur Intensivierung der Heran-

führungsstrategie wurden seitens des Rates insbesondere durch die Gründung von Bei-

trittspartnerschaften mit zehn mittel- und osteuropäischen Beitrittskandidaten umge-

                                                          
41 S. Agenda 2000 – Eine stärkere und erweiterte Union (Vol. I), KOM (97) 2000 endg. und Agenda 2000 

– Die Erweiterung der Union – eine Herausforderung (Vol. II), KOM (97) 2000 endg. (nachfolgend 
„Agenda 2000 I.“ bzw. „Agenda 2000 II.“) 

42 S. Agenda 2000 I., S. 67ff. und Agenda 2000 II., S. A-1ff.. 
43 S. Europäischer Rat von Luxemburg (12.–13. Dezember 1997): Schlußfolgerungen des Vorsitzes, in 

englischer Sprache unter http://ue.eu.int/ueDocs/cms_Data/docs/pressData/en/ec/032a0008.htm ab-
rufbar (zuletzt besucht am 26.06.2004).

44 Zypern stellte seinen Beitrittsantrag bereits am 3. Juli 1990. Vgl. auch die Stellungnahme der Kommis-
sion zu dem Beitrittsantrag Zyperns, KOM (93) 313 endg.  
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setzt45. Diese Beitrittspartnerschaften haben für jedes Beitrittsland Prioritäten bei den 

Beitrittsvorbereitungen aufgestellt und die von der Europäischen Union gewährten Fi-

nanzhilfen festgelegt. Die finanzielle Hilfe wurde streng von den Erfolgen bei den Re-

formen und dem Rechtsangleichungsprozeß gemäß den aufgestellten Prioritäten abhän-

gig gemacht.  

Der Europäische Rat von Helsinki46 gab schließlich auch Bulgarien, Lettland, Litau-

en, Rumänien, der Slowakei sowie Malta47 eine realistische Beitrittsperspektive. Auf-

grund seines Beschlusses wurden am 15. Februar 2000 Beitrittsverhandlungen mit die-

sen Ländern aufgenommen. 

Es mag beinahe als symbolisch betrachtet werden, daß der 1993 in Kopenhagen an-

gebahnte Prozeß im Jahre 2002 ebenfalls in der dänischen Hauptstadt seine politische 

Vollendung erfahren hat. Angesichts des Abschlusses der Beitrittsverhandlungen mit 

Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, der Slowakei, Slowenien, der Tschechischen 

Republik, Ungarn und Zypern beschloß der am 12. und 13. Dezember 2002 in Kopen-

hagen tagende Europäische Rat, diese Länder zum 1. Mai 2004 als Mitglieder in die 

Europäische Union aufzunehmen48. Der Beitrittsvertrag zwischen 15 EU-

                                                          
45 S. Verordnung (EG) Nr. 622/98 des Rates vom 16. März 1998 über die Hilfe für die beitrittswilligen 

Staaten im Rahmen der Heranführungsstrategie, insbesondere über die Gründung von Beitrittspartner-
schaften, AblEG 1998 Nr. L 85 S. 1; Beschluß Nr. 98/259/EG des Rates vom 30. März 1998 über die 
Grundsätze, Prioritäten, Zwischenziele und Bedingungen der Beitrittspartnerschaft mit der Republik 
Ungarn, AblEG 1998 Nr. L 121 S. 1; Beschluß Nr. 98/260/EG des Rates vom 30. März 1998 über die 
Grundsätze, Prioritäten, Zwischenziele und Bedingungen der Beitrittspartnerschaft mit der Republik 
Polen, AblEG 1998 Nr. L 121 S. 6; Beschluß Nr. 98/261/EG des Rates vom 30. März 1998 über die 
Grundsätze, Priorität, Zwischenziele und Bedingungen der Beitrittspartnerschaft mit Rumänien, 
AblEG 1998 Nr. L 121 S. 11; Beschluß Nr. 98/262/EG des Rates vom 30. März 1998 über die Grund-
sätze, Prioritäten, Zwischenziele und Bedingungen der Beitrittspartnerschaft mit der Slowakischen 
Republik, AblEG 1998 Nr. L 121 S. 16; Beschluß Nr. 98/263/EG des Rates vom 30. März 1998 über 
die Grundsätze, Prioritäten, Zwischenziele und Bedingungen der Beitrittspartnerschaft mit der Repu-
blik Lettland, AblEG 1998 Nr. L 121 S. 21; Beschluß Nr. 98/264/EG des Rates vom 30. März 1998 
über die Grundsätze, Prioritäten, Zwischenziele und Bedingungen der Beitrittspartnerschaft mit der 
Republik Estland, AblEG 1998 Nr. L 121 S. 26; Beschluß Nr. 98/265/EG des Rates vom 30. März 
1998 über die Grundsätze, Prioritäten, Zwischenziele und Bedingungen der Beitrittspartnerschaft mit 
der Republik Litauen, AblEG 1998 Nr. L 121 S. 31; Beschluß Nr. 98/266/EG des Rates vom 30. März 
1998 über die Grundsätze, Prioritäten, Zwischenziele und Bedingungen der Beitrittspartnerschaft mit 
der Republik Bulgarien, AblEG 1998 Nr. L 121 S. 36; Beschluß Nr. 98/267/EG des Rates vom 30. 
März 1998 über die Grundsätze, Prioritäten, Zwischenziele und Bedingungen der Beitrittspartner-
schaft mit der Tschechischen Republik, AblEG 1998 Nr. L 121 S. 41; Beschluß Nr. 98/268/EG des 
Rates vom 30. März 1998 über die Grundsätze, Prioritäten, Zwischenziele und Bedingungen der Bei-
trittspartnerschaft mit der Republik Slowenien, AblEG 1998 Nr. L 121 S. 46. 

46 S. Europäischer Rat von Helsinki (10.-11. Dezember 1999): Schlußfolgerungen des Vorsitzes, in engli-
scher Sprache unter http://ue.eu.int/ueDocs/cms_Data/docs/pressData/en/ec/ACFA4C.htm abrufbar 
(zuletzt besucht am 26.06.2004).

47 Malta stellte seinen Beitrittsantrag am 16. Juli 1990. Später legte es ihn jedoch aufgrund innenpoliti-
scher Entwicklungen für zwei Jahre auf Eis. Vgl. auch die Stellungnahme der Kommission zu dem 
Beitrittsantrag Maltas, KOM (93) 312 endg. 

48 Bezüglich Bulgarien und Rumänien hat der Europäische Rat von Kopenhagen 2002 das Ziel erklärt, in 
Abhängigkeit vom weiteren Verlauf der Beitrittsverhandlungen mit diesen Ländern, beide 2007 als 
Mitglieder der Europäischen Union aufzunehmen. S. zu den die EU-Erweiterung betreffenden Ergeb-
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Mitgliedstaaten und 10 der Europäischen Union beitretenden Ländern wurde bald dar-

auf, am 16. April 2003 in Athen unterzeichnet und am 1. Mai 2004, dem offiziellen Tag 

des EU-Beitritts dieser Länder, in Kraft getreten49.

Die bereits 1993 in Aussicht gestellte EU-Erweiterung bedeutete eine neue Heraus-

forderung für die Europäische Union in zweierlei Hinsicht: erstens mußte sie versuchen, 

die Zusammensetzung und den Entscheidungsmechanismus der Gemeinschaftsorgane 

sowie die Finanzierung der Europäischen Union vor der Aufnahme neuer Staaten inso-

weit anzupassen50, daß die Union auch mit 28 Mitgliedern51 weiterhin funktions- und 

integrationsfähig bleibt52.

Zweitens hatte sie sich bereit gezeigt, den Beitrittskandidaten bei deren Reformpro-

zeß und den Beitrittsvorbereitungen Hilfe zu leisten, wobei diese Hilfe vor allem da-

durch motiviert war, die Homogenität der Europäischen Union auch nach Beitrittswelle 

aufrecht zu erhalten: Werden nämlich neben den zehn zuletzt beigetretenen Ländern 

auch Bulgarien, Rumänien sowie die Türkei eines Tages der Europäischen Union ange-

hören, verändert sich das Bild der Union im Vergleich zum Stand von Anfang 2004 

erheblich: Die Fläche der Europäischen Union würde um 60 Prozent zunehmen, die 

Einwohnerzahl würde sich um 45 Prozent erhöhen53.

Im Falle der mittel- und osteuropäischen Länder handelte es sich um Beitrittskandi-

daten, die 40 Jahre Planwirtschaft und kommunistische Parteidiktatur hinter sich haben. 

                                                                                                                                                                         
nissen der Tagung: Europäischer Rat von Kopenhagen (12.-13. Dezember 2002): Schlußfolgerungen 
des Vorsitzes, in englischer Sprache unter 
http://ue.eu.int/ueDocs/cms_Data/docs/pressData/en/ec/73842.pdf abrufbar (zuletzt besucht am 
26.06.2004).

49 Vertrag zwischen dem Königreich Belgien, dem Königreich Dänemark, der Bundesrepublik Deutsch-
land, der Hellenischen Republik, dem Königreich Spanien, der Französischen Republik, Irland, der 
Italienischen Republik, dem Großherzogtum Luxemburg, dem Königreich der Niederlande, der Repu-
blik Österreich, der Portugiesischen Republik, der Republik Finnland, dem Königreich Schweden, 
dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland (Mitgliedstaaten der Europäischen Uni-
on) und der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lett-
land, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Repu-
blik Slowenien, der Slowakischen Republik über den Beitritt der Tschechischen Republik, der Repu-
blik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Un-
garn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Repu-
blik zur Europäischen Union, AblEU 2003 Nr. L 236 S. 17 (nachfolgend: „5. Beitrittsvertrag“).

50 Zum Kriterium der Aufnahmefähigkeit der Europäischen Union in bezug auf neue Mitgliedstaaten s. 
Europäischer Rat von Kopenhagen (21.-22. Juni 1993): Schlußfolgerungen des Vorsitzes, Bull. EG 6-
1993, Ziff. I.13.  

51 Neben den zehn erwähnten, nun der EU beigetretenen Ländern sowie Bulgarien und Rumänien zählt 
mittlerweile auch die Türkei, die ihren Beitrittsantrag am 14. April 1987 stellte, zu den EU-
Beitrittskandidaten.

52S. den Bericht der Kommission an den Europäischen Rat von Lissabon, Bull. EG, Beilage 3/92, 14ff. Zu 
den beschlossenen Reformen s. den am 1. Februar 2003 in Kraft getretenen Vertrag von Nizza. 

53 Angaben entnommen aus „Europa 2000 plus – DIHT-Positionspapier zur Regierungskonferenz 2000 
und zur Erweiterung der Europäischen Union“, auf der Web-Seite des Deutschen Industrie- und Han-
delstages www.diht.de abrufbar (zuletzt besucht am 24.4.2004). (Ähnlich Grabitz/Hilf III-Vedder, Das 
Recht der EU, Art. 49 EUV, Rn. 3.) 
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Dies hat Spuren in den Rechtsordnungen und im Rechtsdenken hinterlassen, ein Um-

stand, dem die Europäische Union schon bisher Rechnung zu tragen versuchte. Bereits 

die Europa-Abkommen haben Grundlagen für die Unterstützung der politischen Refor-

men und des Aufbaus der Marktwirtschaft geschaffen. Auf dieser Basis und mit Hilfe 

weiterer Elemente der Heranführungsstrategie sollten nicht nur der politische Dialog 

und die Wirtschaftsbeziehungen zwischen den Vertragsparteien erleichtert, sondern, wie 

oben bereits dargestellt, auch der Boden für die Integration der Rechtsordnungen in die 

Tradition der Europäischen Gemeinschaften bzw. Europäische Union vorbereitet wer-

den.

Die Aussichten auf einen baldigen EU-Beitritt haben verstärkt Anreize für die Wei-

terführung dieser Reformen und für die Anpassung an die westeuropäischen Standards 

geschaffen: Wie schon im Falle früherer Erweiterungsrunden wurde auch den neuen 

osteuropäischen EU-Mitgliedstaaten vor deren EU-Beitritt wiederholt der Grundsatz ins 

Gedächtnis gerufen, daß jeder EU-Mitgliedsstaat spätestens zum Zeitpunkt seines EU-

Beitritts den gemeinschaftlichen Besitzstand, den sog. „acquis communautaire“, mitt-

lerweile oft als „acquis der Union“54 bezeichnet, übernehmen muß55.

Die Übernahme und Schaffung der Voraussetzungen für eine entsprechende Anwen-

dung und Durchsetzung des acquis communautaire vor der 5. Beitrittsrunde bildeten 

aber nicht nur den Schwerpunkt der Bestrebungen der damaligen Beitrittskandidaten bei 

ihren Beitrittsvorbereitungen. Diese zu den sog. ungeschriebenen Beitrittsvoraussetzun-

gen gehörende, nun in den Kopenhangener Kriterien festgeschriebene Beitrittsbedin-

gung bedurfte angesichts ihres hohen Abstraktionsgrades vorab einer Konkretisierung

durch die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten56. Ansonsten hätte sie in den Oh-

ren der Repräsentanten der beitrittswilligen Länder entweder zu fremd geklungen oder 

vereinfachte Vorstellungen über die mit der Übernahme des acquis communautaire ver-

bundenen Verpflichtungen hervorrufen können.

Schon während der Vorbereitungen zur fünften Beitrittsrunde war nicht zu überse-

hen, daß die Vertreter der Beitrittskandidaten ihre Pflicht zur Übernahme des acquis 

                                                          
54 In der vorliegenden Arbeit wird der Begriff „acquis communautaire“ in seinem weiten Sinne, nämlich 

unter der Einbeziehung des sog. „acquis der Union“, verwendet. 
55 S. bereits die Mitteilung der Kommmission an den Rat - Ergänzende Ausführungen zu der Mitteilung 

der Kommission über „Die Europa-Abkommen und die Zeit danach: Eine Strategie zur Vorbereitung 
des Beitritts der Länder Mittel- und Osteuropas“, KOM (94) 361 endg., unter Pkt. B.(i). Vgl. auch das 
dritte „Kopenhagener Kriterium“ und die von der Kommission vorgeschlagene Strategie für die Er-
weiterung in Agenda 2000 I., S. 66ff. 

56 Bezüglich sämtlicher Beitrittsbedingungen: Šar evi , EuR 2002, 461 (473). 
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communautaire häufig mit der bloßen Übersetzung der Gemeinschaftsgesetzgebung als 

erfüllt ansahen57.

Folglich ergab sich während der Vorbereitungen zur fünften Beitrittsrunde für die 

Union eine weitere Aufgabe: Sie mußte versuchen, den Beitrittskandidaten darzulegen, 

daß die Übernahme des acquis communautaire auch bedeutet, das Funktionieren der 

rechtlichen Normen in der Praxis zu gewährleitsten. 

§3. Ziel der Arbeit und Abgrenzung des Themas: Das EG-Patentrecht 
als ein Teilbereich des acquis communautaire 

Die am 31. März 1998 mit der Tschechischen Republik, mit Ungarn, Polen, Slowenien, 

Estland und Zypern und am 15. Februar 2000 mit Malta, Lettland, Litauen, Rumänien, 

Bulgarien und der Slowakei eröffneten Beitrittsverhandlungen konzentrierten sich auf 

die Festlegung der Bedingungen, unter denen jeder Beitrittskandidat den acquis com-

munautaire zu übernehmen, zu implementieren und durchzusetzen hat. Dabei wurden 

auch Kompromisse im Wege der Festlegung von Übergangsfristen gesucht.

Solche Gespräche wurden für eines der 31 Kapitel des acquis communautaire und 

jeweils mit einem Beitrittskandidat geführt58. Die EU-Seite verhandelte bei diesen bila-

teralen Regierungskonferenzen59 auf der Grundlage der sog. Gemeinsamen Verhand-

lungspositionen, die durch den Rat für die einzelnen Kapitel des acquis communautaire 

einstimmig angenommen und durch die jeweilige Präsidentschaft des Rates bei den 

Verhandlungssitzungen präsentiert wurden. Weder die Gemeinsamen Verhandlungspo-

sitionen noch die Protokolle aus diesen bilateralen Regierungskonferenzen wurden frei-

                                                          
57 S. z. B. die Äußerungen der bulgarischen stellvertretenden Justizministerin, die in diesem Zusammen-

hang von 80 Tausend Seiten Normativmaterial sprach, das ins Bulgarische zu übersetzen sei, in die 
Köpfe der zuständigen Juristen und Verwaltungsbeamten gelangen und schließlich verwirklicht wer-
den müsse. (Zitiert bei Pfaff, Annäherung zu Europa durch Rechtsangleichung oder: Was bedeutet der 
Begriff „acquis communautaire“, in: Pfaff, Zehn Jahre danach, 21.) 

58Den einzelnen Kapiteln wurden folgende Materien zugeordnet: Kapitel 1: Freier Warenverkehr, Kapitel 
2: Freier Personenverkehr, Kapitel 3: Freier Dienstleistungsverkehr, Kapitel 4: Freier Kapitalverkehr, 
Kapitel 5: Gesellschaftsrecht, Kapitel 6: Wettbewerbspolitik, Kapitel 7: Landwirtschaft, Kapitel 8: Fi-
scherei, Kapitel 9: Verkehrspolitik, Kapitel 10: Steuern, Kapitel 11: Wirtschafts- und Währungsunion, 
Kapitel 12: Statistik, Kapitel 13: Sozialpolitik und Beschäftigung, Kapitel 14: Energie, Kapitel 15: In-
dustriepolitik, Kapitel 16: Kleine und mittlere Unternehmen, Kapitel 17: Wissenschaft und Forschung, 
Kapitel 18: Aus- und Weiterbildung, Kapitel 19: Telekommunikation und Informationstechnologien, 
Kapitel 20: Kultur und audiovisuelle Medien, Kapitel 21: Regionalpolitik und Koordinierung der 
strukturpolitischen Instrumente, Kapitel 22: Umwelt, Kapitel 23: Verbraucherpolitik und Gesund-
heitsschutz, Kapitel 24: Zusammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres, Kapitel 25: Zollunion, Kapi-
tel 26: Außenbeziehungen, Kapitel 27: Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, Kapitel 28: Fi-
nanzkontrolle, Kapitel 29: Finanz- und Haushaltsbestimmungen, Kapitel 30: Institutionen, Kapitel 31: 
Sonstiges. 

59 Die Beitrittsverhandlungen (sog. Beitrittskonferenzen) fanden auf drei Ebenen statt:  auf Ministerebene, 
auf der Ebene der Minister-Stellvertreter (nämlich der Ebene der Chefunterhändler der Beitrittskandi-
daten bzw. der Botschafter der EU-Mitgliedstaaten) und auf der Expertenebene. 
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gegeben. Diese für den interessierten Rechtswissenschaftler unerfreuliche Handhabung 

von Dokumenten ist trotz der durch die Verordnung Nr. 1049/2001 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu 

Dokumenten des europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission60 angestreb-

ten Transparenz zulässig61.

Einen kursorischen Überblick über den Inhalt der substantiellen Beitrittsverhandlun-

gen verschafft jedoch das von der Europäischen Kommission erstellte Material „Enlar-

gement of the European Union – Guide to the Negotiations – Chapter by Chapter“62:

Hier erfährt der Leser u. a., daß im Rahmen der Beitrittsverhandlungen im Kapitel 5 

(Gesellschaftsrecht) auch die Bedingungen des Beitritts in bezug auf den „Schutz der 

Rechte des geistigen63 und gewerblichen Eigentums“ besprochen wurden. Allerdings 

kann man anhand der knappen Ausführungen dieses Informationsmaterials keine detail-

lierten Angaben über den genauen Inhalt der Verhandlungsgespräche erhalten, so daß 

sich auch nicht feststellen läßt, wie die Europäische Union selbst den acquis commu-

nautaire auf dem Gebiet des geistigen und gewerblichen Eigentums charakterisiert. 

Im Anschluß an eine Untersuchung der Rechtskategorie des „acquis communautaire“ 

(2. Kapitel § 1) wird in der vorliegenden Arbeit daher versucht, auf diejenigen Fragen 

zum acquis communautaire hinzuweisen, welche wohl am dringendsten vor dem EU-

Beitritt neuer Mitgliedstaaten geklärt werden sollten (2. Kapitel § 2 Buchst. A). In die-

sem Zusammenhang wird auch der Verlauf des Beitrittsprozesses dargestellt, um die 

geeignetsten Verfahren und Instrumente der Aufklärung der Beitrittskandidaten über 

den patentrechtlichen acquis communautaire hervorzuheben (2. Kapitel § 4). Darüber 

hinaus wird auf die Problematik der sog. Sonderschutzmaßnahmen gemäß der 5. Bei-

trittsakte64 und auf die Frage ihrer Anwendbarkeit im Bereich des Patentrechts einge-

gangen (2. Kapitel § 3 Buchst. A.) 

                                                          
60 AblEG 2001 Nr. L 145, S. 43.  
61 Die Gemeinsamen Verhandlungspositionen werden entsprechend Art. 9 dieser Verordnung als „sensi-

bel“ eingestuft, dürfen folglich unter Verschluß gehalten werden. Zur Bewertung der Regelungen der 
Verordnung s. für alle Wägenbaur, Der Zugang zu EU-Dokumenten – Transparenz zum Anfassen, 
EuZW 2001, 680. 

62Dieses Material ist auf der Web-Seite der Europäischen Kommission unter  
www.europa.eu.int/comm/enlargement/negotiations/chapters/index_de.htm abrufbar (zuletzt besucht 
am 20. 9. 2004). 

63 Der Begriff „Rechte am geistigen Eigentum“ (im Original: „intellectual property [...] rights“) wird in 
dem genannten Material eindeutig in seinem engeren Sinne verwendet: nämlich zur Bezeichnung des 
Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte. Die Rechte am gewerblichen Eigentum (insbesonde-
re Patent-, Markenrecht u. ä.) werden davon gesondert erwähnt. Diese Unterscheidung und Begriffs-
wahl wird auch in der vorliegenden Arbeit verwendet. 

64 Akte über die Bedingungen des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Repu-
blik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, 
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Anschließend wird die „europäische Landschaft“ des Patentrechts – der patentrecht-

liche acquis communautaire – näher unter die Lupe genommen (3. Kapitel). Das vor-

rangige Ziel dieser Untersuchung ist es, Folgen bzw. mögliche mit dem erfolgten EU-

Beitritt der zehn oben erwähnten Länder verbundene Probleme aufzuzeigen (insbeson-

dere 3. Kapitel § 1 Buchst. B und C), und gleichzeitig auf die immer noch offenen Fra-

gen des patenrechtlichen Schutzes innerhalb der Europäischen Union hinzuweisen (ins-

besondere 3. Kapitel § 1 Buchst. D). 

Besondere Kapitel werden auch der EG-Rechtssetzungskompetenz auf dem Gebiet 

des Patentrechts (3. Kapitel § 2), der Problematik der ergänzenden Schutzzertifikaten 

für Arzneimittel (3. Kapitel § 7) und der Bedeutung der allgemeinen Rechtsgrundsätze 

des Gemeinschaftsrechts beim Schutz biotechnologischer Erfindungen (3. Kapitel § 8) 

gewidmet. 

Die Frage, was den patentrechtlichen acquis communautaire bildet, verliert auch 

nach der im Mai 2004 erfolgten Beitrittsrunde nicht an der Aktualität. Erstens wird sich 

diese Frage immer wieder im Zusammenhang mit den noch bevorstehenden Erweite-

rungsrunden stellen65.

Zweitens wird sich die Frage, ob der patentrechtliche acquis communautaire voll-

ständig übernommen, angewandt und durchgesetzt wird, in den meisten Fällen erst nach 

dem jeweiligen EU-Beitritt beantworten lassen, da das Gemeinschaftsrecht66 in der Re-

gel durch die Behörden der EU-Mitgliedstaaten vollzogen und vor den nationalen Ge-

richten durchgesetzt wird67. Dies gilt bislang auch für die schon „vergemeinschafteten“ 

Bereiche des Patentrechts68.

Das deutet gleichzeitig darauf hin, daß die Frage, was den patentrechtlichen acquis 

communautaire bildet und ob er zur innerstaatlichen Geltung kommt, für alle, ein-

                                                                                                                                                                         
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik und die Anpassungen 
der die Europäischen Union begründenden Verträge, AblEU 2003 Nr. L 236 S. 33. 

65 In erster Reihe ist hier, Bulgarien und Rumänien zu erwähnen. Als nächste kommen in Frage Länder
des westlichen Balkans und die Türkei. 

66 Zu den einzelnen Bestandteilen des acquis communautaire s. die Ausführungen unten unter 2. Kapitel § 
2 Buchst. A. 

67 Der unmittelbare Vollzug des Gemeinschaftsrechts durch die Gemeinschaft selbst, bzw. ihre Behörden 
findet ebenfalls statt, stellt jedoch die Ausnahme dar. Mehr zur Problematik des Vollzugs des Ge-
meinschaftsrechts s. bei Oppermann, Europarecht, § 6, Rn. 635ff.

68 Zu den gemeinschaftsrechtlichen Harmonisierungsmaßnahmen auf dem Gebiet des Patentrechts s. die 
Ausführungen unten. Auch die vorgesehene Schaffung der zentralen Gemeinschaftsgerichtsbarkeit für 
die Streitsachen betreffend das geplante Gemeinschaftspatent würde die oben festgestellte Situation 
nicht gänzlich ändern. Die nationalen Gerichte würden weiterhin für die meisten Streitsachen in bezug 
auf nationale Patente und „nationale Teile“ der europäischen Bündelpatente, welche parallel zu dem 
geplanten Gemeinschaftspatent bestehen bleiben, zuständig. Zum EU-Vorhaben der Einführung eines 
Gemeinschaftspatents und einer zentralen, darauf spezialisierten Gemeinschaftsgerichtsbarkeit s. Til-
mann, Gemeinschaftspatent mit einem zentralen Gericht, GRUR Int. 2003, 381 m.w.N. 
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schließlich der „alten“ EU-Mitgliedstaaten unverändert aktuell bleibt. Der acquis com-

munautaire, zumindest sein primär- und sekundärrechtlicher Teil, wird nämlich die 

Grenze bei der Beurteilung bilden, ob eine Vertragsverletzung im Sinne des Art. 226ff. 

EGV vorliegt oder nicht. Folglich ist eine Auseinandersetzung mit seinem Inhalt nicht 

nur im Zusammenhang mit dem Beitrittsprozeß von Bedeutung.  

Gerade die in der neuesten, fünften Beitrittsakte vorgesehenen Sonderschutzmaß-

nahmen der Kommission im Falle der Nicht-Erfüllung von Beitrittsverpflichtungen

durch die neuen Mitgliedstaaten69 rücken die Auseinandersetzung mit dem Inhalt des 

acquis communautaire erneut in den Brennpunkt. (2. Kapitel § 3 Buchst. A). 

Bei der vorliegenden Untersuchung der Vorgaben des acquis communautaire für den 

Bereich des Patentrechts liegt der Schwerpunkt in den folgenden Bereichen:

Frage der Zugehörigkeit des Europäischen Patentübereinkommens zum acquis 

communautaire,

Bedeutung der Gemeinschaftstreue für die Vervollständigung des patentrechtlichen 

acquis communautaire, 

die mit dem Grundsatz der gemeinschaftsweiten Erschöpfung des Patentrechts zu-

sammenhängenden Pflichten der EU-Mitgliedstaaten, 

Sonderregelung der 5. Beitrittsakte zu den territorialen Grenzen der Erschöpfung 

des Patentrechts, 

Grenzen der EG-Zuständigkeit im Bereich des Patentrechts, 

Interesseneausgleich bei der Regelung der ergänzenden Schutzzertifikate für Arz-

neimittel, 

Möglichkeiten der Auslegung und Rechtsfortbildung im Bereich der ergänzenden 

Schutzzertifikate für Arzneimittel und der biotechnologischen Erfingungen mittels 

der allgemeinen Rechtsgrundsätze des Gemeinschaftsrechts, 

Möglichkeiten der Harmonisierung des Patentrechts jenseits des üblichen EG-

Gesetzgebungsverfahrens.

In bezug auf die in der vorliegenden Arbeit zitierten Monographien wird in den Fuß-

noten beim erstmaligen Erwähnen der Autor sowie der Titel samt Erscheinungsort und 

–jahr genannt. Bei wiederholter Bezugnahme auf das jeweilige Werk wird auf die An-

gabe des Erscheinungsjahres und –ortes verzichtet. Weitergehende Abkürzungen der 

                                                          
69 S. Art. 38 der 5. Beitrittsakte. 
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Zitierung werden in der Literaturliste angegeben. Bei Zitierungen von in Zeitschriften 

veröffentlichten Aufsätzen werden beim erstmaligen Erwähnen Autor, Titel und die 

Fundstelle angegeben. Bei wiederholter Bezugnahme auf den jeweiligen Aufsatz wer-

den lediglich der Autor und die Fundstelle angegeben. 

Die Urteile des Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaften werden zunächst 

unter Angabe des Datums, der Nummer und der Kurzbezeichnung der Rechtssache so-

wie der Fundstelle in der offiziellen Sammlung der Urteile des Gerichtshofes bzw. einer 

Fachzeitschrift oder im Internet zitiert. Bei wiederholter Erwähnung werden lediglich 

nur die Nummer der Rechtssache und die Fundstelle angegeben. Die Entscheidungen 

der Beschwerdekammern des Europäischen Patentamtes werden durchgehend unter 

Angabe des Datums, der Nummer der Entscheidung und der Fundstelle im offiziellen 

Amtsblatt des Europäischen Patentamtes zitiert. 
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2. Kapitel: Abgrenzung des patentrechtlich relevanten acquis com-

munautaire  

§1. Der Begriff des acquis communautaire 

Obwohl der Begriff des acquis communautaire und seine Sprachvarianten70 schon seit 

Jahrzehnten zum Wortschatz der Gemeinschaftsorgane und des Europäischen Rates 

gehören71, erfuhr er die erste ausdrückliche Erwähnung in den Vorschriften der sog. 

Gründungsverträge72 erst durch Art. B Unterabs. 1 Spstr. 5 und Art. C Unterabs. 1 

EUV-Maastricht73. Gleichzeitig wurde er in der Präambel des Protokolls zum EUV-

Maastricht über die Sozialpolitik74 und in der Präambel des Abkommens zwischen den 

Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft mit Ausnahme des Vereinigten König-

reichs Großbritannien und Nordirland über die Sozialpolitik75 verwendet.

In der englischen, irischen, italienischen und holländischen Fassung des Maastrichter 

Vertrages (EUV-Maastricht) blieb dieser französiche Begriff unübersetzt. Die dänische, 
                                                          
70 In der deutschen Sprache wird oft auch der Ausdruck „gemeinschaftlicher Besitzstand“, im Englischen 

„Community patrimony“ verwendet. In den Ausführungen vorliegender Arbeit wird an dieser Stelle in 
der Regel der Begriff „acquis communataire“ benutzt.  

71 Für den Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften (nachfolgend: „EuGH“ oder „Gerichtshof“) s. z. 
B. EuGH v. 15.01.1986, Rs. 44/84 „Derrick Guy Edmund Hurd ./. Kenneth Jones (Her Majesty´s In-
spector of Taxes)“, Slg. 1986, 29: der EuGH verwendet hier den Begriff „acquis communautaire“ im 
Zusammenhang mit den Folgen des Beitritts Großbritanniens zu den Europäischen Gemeinschaften 
(EuGH Rs. 44/84, Slg. 1986, 29, Rn. 29). Während der EuGH den Tatbestand schildert und dabei zum 
einen auf das Ersuchen der Commissioners for the special purposes of the Income Tax Acts um Vora-
bentscheidung eingeht und zum anderen Erklärungen des Klägers des Ausgangsverfahrens darstellt,  
taucht  ebenfalls der Begriff „acquis communautaire“ auf (EuGH Rs. 44/84, Slg. 1986, 29 (58 u. 59) = 
Tatbestand, Pkt. I. C. 4 und Pkt. II. A. 1b.). Vgl. auch EuGH v. 22.11.1978, Rs. 93/78 „Lothar Matt-
heus ./. Doego Fruchtimport und Tiefkühlkost eG“, Slg. 1978, 2203: dort s. unter den Zusammenfas-
sungen der beim EuGH eingereichten schriftlichen Erklärungen insbesondere die Erklärungen der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften, wo in bezug auf die erste Erweiterung der Europäi-
schen Gemeinschaften die Übernahme des acquis communautaire erwähnt wird (EuGH Rs. 93/78, 
Slg. 1978, 2203 (2207) = Zusammenfassungen der beim Gerichtshof eingereichten schriftlichen Er-
klärungen, Pkt. II.c.). Für das Europäische Parlament s. z. B. Entschließung zu dem griechischen Bei-
trittsgesuch an die Gemeinschaft, AblEG 1979 Nr. C 93 S. 32 (33). S. auch den Hinweis auf den 
Grundsatz der Übernahme des acquis communataire bei Martino (Mitglied der Kommission), Neuge-
staltung der Stellungnahme der Kommission zur Erweiterung der Gemeinschaft, Bull. EG 11-1969, 5 
(7). 

72 Unter der Bezeichnung „Gründungsverträge“ werden E(W)GV, EAGV, EUV sowie je nach konkreten 
Umständen der bis zum 22. Juli 2002 geltende EGKSV jeweils in ihrer zum konkreten Zeitpunkt ak-
tuellen Fassung verstanden. (Vgl. dazu Angaben in der Fn. 5.) Zwar wurde der  Begriff „acquis com-
munautaire“ auch bereits früher, beispielsweise in der Erklärung der Regierung der Portugiesischen 
Republik zu Artikel 59 Absatz 2 und Artikel 84 des EWG-Vertrags, welche der EEA beigefügt wurde, 
verwendet (AblEG 1987 Nr. L 169 S. 27). Die Erklärung selbst stellte aber keinen Bestandteil des 
EWG-Vertrages, also keinen Bestandteil eines Gründungsvertrages, dar. 

73 In der Amsterdamer Fassung des EUV begegnet man ihm wieder in Art. 2 Unterabs. 1 Spstr. 5, in Art. 
3 Unterabs. 1 und in Art. 43 Abs. 1 Buchst. e). Die Nizzaer Fassung des EUV hat daran ebenfalls - bis 
auf die Verschiebung des Hinweises auf den acquis communautaire von Art. 43 Abs. 1 Buchst. e) in 
den Art. 43 Buchst. c) EUV – nichts geändert.  

74 AblEG 1992 Nr. C 191 S. 90. 
75 AblEG 1992 Nr. C 191 S. 91. 
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finnische, griechische, portugiesische, spanische, schwedische und deutsche Fassung 

sehen hingegen jeweils eine eigene Übersetzung des französischen „acquis communau-

taire“ vor. Im Ergebnis bietet sich kein einheitliches Bild. Während beispielsweise der 

dänische Ausdruck „gaeldende Faelleskabsret“ auf das geltende Gemeinschaftsrecht

hinweist, klingt der „gemeinschaftliche Besitzstand“ in der deutschen Übersetzung viel 

abstrakter und dürfte fast über das hinausgehen, was das „geltende Gemeinschaftsrecht“ 

darstellt. Die Vertragsbestimmungen selbst bieten auch keine Antwort darauf, wie der 

„acquis communautaire“ zu definieren ist. 

Die Definition des „acquis“ als „Erworbenes“ bzw. „angestammte Rechte“ im fran-

zösisch-deutschen Rechtswörterbuch76 läßt mehrere Auslegungsmöglichkeiten zu. Das 

französisch-englische Wörterbuch der Europäischen Gemeinschaften77 führt einige Bei-

spiele an78, die allerdings sehr allgemein formuliert und damit auslegungsbedürftig sind. 

Selbst in der Fachliteratur wird der Begriff „acquis communautaire“ nicht immer 

einheitlich erläutert. So herrscht auf der einen Seite die Ansicht, der acquis communau-

taire enthielte neben der Rechtsordnung der Europäischen Union auch relevante Doku-

mente nicht-rechtlicher Natur und bestimmte Rechtsvorschriften internationaler Organi-

sationen79, auf der anderen Seite die Auffassung, daß selbst das primäre und das sekun-

däre Gemeinschaftsrecht außerhalb des acquis communautaire stünden und dieser sich 

lediglich auf die ungeschriebenen Grundsätze des Gemeinschaftsrechts erstrecken wür-

de80.

Im Zusammenhang mit dem EU-Beitritt mittel- und osteuropäischer Länder, Zyperns 

und Maltas wurde der acquis zudem häufig mit Begriffen wie „ungefähr“ bzw. „mehr 

                                                          
76 Potonnier/Potonnier, Wörterbuch für Wirtschaft, Recht und Handel (Dictionnaire de l´economie, du 

droit et du commerce), Bd. II, Französich-Deutsch, Wiesbaden 1990, 28. 
77 S. Council of the European Communities – General Secretariat, European Communities Glossary, 

French-English, Luxembourg 1980 (nachfolgend: „European Communities Glossary“). 
78 S. European Communities Glossary, S. A 22. Dort heißt es: „Community patrimony (all the regula-

tions, decisions, etc. adopted under the Treaties, and all decisions taken since the Communities were 
established)“. 

79So Gavalec, Európske civilné právo (ešte k problematike rekodifikácie Ob ianskeho zákonníka), Jus-
ti ná revue, 2000, Nr. 3, 251 (254). 

80 So offensichtlich Grabitz/Hilf II – Vedder, Das Recht der EU, Art. 237 EGV, Rn. 26. In diesem Sinne 
Vedder auch an einer anderen Stelle: Grabitz/Hilf III – Vedder, Das Recht der EU, Art. 49 EUV, Rn. 
43. 
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3. Kapitel: Aktuelle Probleme des patentrechtlichen acquis commu-

nautaire 

§1. Erschöpfung des Patentrechts in der EU 

A. Patentrecht contra unverfälschten und freien Wettbewerb sowie frei-
en Warenverkehr 

Die Europäische Gemeinschaft begründet ihr Integrationskonzept auf die Grundfreihei-

ten669. Sie hat sich gleichzeitig dem freien und unverfälschten Wettbewerb verschrie-

ben670. Es ist deshalb nicht überraschend, daß bereits Ende 50-er Jahre eine Diskussion 

über die Stellung der nationalen gewerblichen Schutzrechte im EWG-System entflammt 

ist. Schon früh wurde erkannt, daß die territorial begrenzten und national oft unter-

schiedlich geregelten gewerblichen Schutzrechte in Widerspruch zu den Grundsätzen 

des Gemeinsamen Marktes, insbesondere zum Grundsatz des freien, unverfälschten 

Wettbewerbs und des freien Warenverkehrs, geraten können671.

Wahrscheinlich aus Furcht vor einem möglicherweise als „zu weitgehend“ empfun-

denen Eingriff durch das Gemeinschaftsrecht wurde teilweise die Ansicht vertreten, das 

nationale gewerbliche Eigentum bleibe von den Regelungen des EWGV unberührt und 

gehöre allein in die Kompetenz der nationalen Gesetzgebung672. Demnach sollte auch 

die Kompetenz für die Einfuhr-, Ausfuhr- und Durchfuhrverbote, die die aus dem ge-

werblichen Eigentum folgenden Ausschlußrechte mit sich bringen, gemäß ex-Art. 36 

Satz 1 E(W)GV673 i.V.m. ex-Art. 30 E(W)GV674 sowie ex-Art. 222 E(W)GV675 beim 

nationalen Gesetzgeber verblieben sein676.

                                                          
669 Gemeint ist hier die Warenverkehrsfreiheit, die Freizügigkeit, die Niederlassungsfreiheit, die Freiheit 

des Dienstleistungsverkehrs und des Kapitalverkehrs, die bereits gemäß den Bestimmungen des 
EWGV in seiner ursprünglichen Fassung angestrebt wurden. 

670 S. ex-Art. 85ff. E(W)GV. Die ausdrücklich festgeschriebene Entscheidung der EWG für „ein System, 
das den Wettbewerb innerhalb des Gemeinsamen Marktes vor Verfälschungen schützt“, ist letztlich 
auch Art. 3 Buchst. f) E(W)GV in seiner ursprünglichen Fassung zu entnehmen. Dazu s. Gro-
eben/Boeckh, Kommentar zum EWG-Vertrag, Bd. I, Baden-Baden u. a. 1958, Art. 3 und Art. 85-94 
einschließlich der Vorbemerkung. 

671 Zu diesem Grundproblem s. etwa Loewenheim, Warenzeichen und Wettbewerbsbeschränkung, Bad 
Homburg 1970, 210 ff. Vgl. EuGH v. 29.02.1968, Rs. 24/67 „Parke, Davis & Co../. Probel, Reese u. 
a.“, Slg. 1968, 85 = GRUR Int. 1968, 99. 

672 S. insbesondere M. Gotzen, Gewerblicher Rechtsschutz und Gemeinsamer Markt, GRUR Ausl. 1958, 
224 (225). Ähnlich auch Monnet, Die territoriale Wirkung von Patenten im Gemeinsamen Markt, 
GRUR Ausl. 1965, 302. 

673 Nach der neuen Numerierung handelt es sich heute um den Art. 30 EGV, der den Wortlaut des Art. 36 
E(W)GV bis auf die in seinem Text bei der Verweisung verwendete alte Numerierung wiedergibt: 
„Die Bestimmungen der Artikel 28 und 29 [früher Artikel 30 und 34] stehen Einfuhr-, Ausfuhr-, und 
Durchfuhrverboten oder -beschränkungen nicht entgegen, die aus Gründen der öffentlichen Sittlich-
keit, Ordnung und Sicherheit, zum Schutze der Gesundheit und des Lebens von Menschen, Tieren 
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Der EuGH folgte dieser Auffassung jedoch nicht. Bald gab er den Kartellrechtlern 

recht, die ex-Art. 36 E(W)GV bei der Auslegung des ex-Art. 85 bzw. des ex-Art. 86 

E(W)GV677 unberücksichtigt lassen wollten678. Er stellte fest, daß ex-Art. 36 und ex-

Art. 222 E(W)GV nicht jeglichen Einfluß des Gemeinschaftsrechts auf die Ausübung 

der nationalen gewerblichen Schutzrechte ausschließen679.

Die spätere EuGH-Rechtsprechung680, die Entscheidungspraxis der Kommission681

und nicht zuletzt auch das Schrifttum682 bemühten sich folglich um die Antwort auf die 

Frage, inwieweit das Gemeinschaftsrecht in die durch die nationale Gesetzgebung der 

EWG-Mitgliedstaaten gewährten Rechte im Bereich des gewerblichen Eigentums ein-

greifen kann. Sie versuchten die Frage nach der Grenze zwischen der berechtigten, ge-

                                                                                                                                                                         
oder Pflanzen, des nationalen Kulturguts von künstlerischem, geschichtlichem oder archäologischem 
Wert oder des gewerblichen und kommerziellen Eigentums gerechtfertigt sind. Diese Verbote oder 
Beschränkungen dürfen jedoch weder ein Mittel zur willkürlichen Diskriminierung noch eine ver-
schleierte Beschränkung des Handels zwischen den Mitgliedstaaten darstellen.“ (Erläuterungen in 
Klammern und Hervorhebungen von der Verfasserin). 

674 Nach der neuen Numerierung handelt es sich heute um den im Wortlaut weitgehend identischen Art. 
28 EGV: „Mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen sowie alle Maßnahmen gleicher Wirkung sind [un-
beschadet der nachstehenden Bestimmungen] zwischen den Mitgliedstaaten verboten.“ (Nachtrag in 
Klammern: zusätzlicher Bestandteil des Wortlauts des Art. 30 E(W)GV vor dem Inkrafttreten des 
Amsterdamer Vertrages). 

675 Nach der neuen Numerierung handelt es sich heute um den im Wortlaut identischen Art. 295 EGV: 
„Dieser Vertrag läßt die Eigentumsordnung in den verschiedenen Mitgliedstaaten unberührt“. 

676 So M. Gotzen, GRUR Ausl. 1958, 224 (225f.). 
677 Heute: Art. 81 und 82 EGV. 
678 S. insbesondere VerLoren van Themaat, Die Bedeutung von Art. 36 für die kartellrechtliche Beurtei-

lung von Patentlizenzverträgen nach Art. 85 des EWG-Vertrages, GRUR Ausl. 1964, 21 m.w.N. Vgl. 
auch die Befürchtungen vor einem zu weitgehenden Eingriff in die gewerblichen Schutzrechte auf-
grund der Anwendung des ex-Art. 85ff. E(W)GV und dementsprechende Lösungsvorschläge bei Bo-
denhausen, Der EWG-Vertrag und der gewerbliche Rechtsschutz, GRUR Ausl. 1958, 218. 

679EuGH v. 13.07.1966, Verb. Rs. 56 u. 58/64 „Grundig/Consten“,  Slg. 1966, 321 = GRUR Int. 1966, 
580 (mit der Anmerkung von Bohlig). In bezug auf Patente s. EuGH v. 29.02.1968 Rs. 24/67 „Parke, 
Davis & Co. ./. Probel, Reese u.a.“, Slg. 1968, 85 = GRUR Int. 1968, 99. Vgl. auch eingehende Erläu-
terungen zu der Problematik des Einflusses der Regelungen der ex-Art. 36 und 222 E(W)GV auf die 
Abgrenzung der EG-Rechtssetzungszuständigkeit auf dem Gebiet des gewerblichen Eigentums, in: 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Zuständigkeit der Gemeinschaft zur Schaffung eines 
europäischen Markensystems und Notwendigkeit ihres Tätigwerdens, Arbeitsdokument der Dienstet-
ellen der Kommission, Arbeitsgruppe „Gemeinschaftsmarke“, Dok. III/D/1294/79-DE, S. 8ff.  

680 S. insbesondere EuGH Rs. 24/67, Slg. 1968, 85 = GRUR Int. 1968, 99; EuGH v. 18.02.1971, Rs. 
40/70 „Sirena./.Novimpex“, Slg.1971, 69 = GRUR Int. 1971, 279 = NJW 1971, 1007; EuGH v. 
27.03.1974, Rs. 127/73 „SABAM III“ Slg. 1974, 313 = GRUR Int. 1974, 342 m. Anm.v. Schulze,
GRUR Int. 1974, 344. 

681 S. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Hrsg.), Sammlungen der Entscheidungen der 
Kommission auf dem Gebiet des Wettbewerbsrechts: Art. 85, 86 u. 90 EWGV, 1964-1980, 2 Bände, 
Brüssel 1993. 

682 S. die Übersicht der verschiedenen zur Lösung dieses Problems herausgebildeten Theorien sowie die 
Argumente gegen die als unrichtig angesehenen Ansätze der „Lehre vom Schutzbereich“, der „Lehre 
von den rechtlich anerkannten Funktionen“ und der „Lehre von den parallelen Schutzrechten“ bei Jo-
hannes, Industrial Property and Copyright in European Community Law, Leyden 1976, S. 8 ff. 
m.w.N. In diesem Zusammenhang wirft Johannes einigen Auffassungen vor, daß sie die Besonderheit 
des Verhältnisses zwischen dem Gemeinschafts- und dem nationalen Recht völlig mißachten würden. 
Zu den Maßstäben für die Unterscheidung zulässiger von unzulässiger Rechtsausübung vgl. auch 
G/T/E-Schröter, EU-/EG-Vertrag, Bd. 2/I, EGV Art. 85 Rn. 92 m.w.N. 
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meinschaftsrechtskonformen Ausübung des nationalen gewerblichen Ausschlußrechts 

und einem nach dem Gemeinschaftskartellrecht unzulässigen Verhalten zu bestimmen.  

Nachdem der EuGH in seinem „Parke-Davis-Urteil“ auf die beschränkten Möglich-

keiten bei der Anwendung der Bestimmungen der ex-Art. 85 und 86 E(W)GV auf eini-

ge mit dem gewerblichen Eigentum zusammenhängende Sachverhalte hingewiesen hat-

te683, mußte eine neue Rechtsgrundlage für die Lösung des Spannungsverhältnisses zwi-

schen den nationalen gewerblichen Schutzrechten und dem Gemeinsamen Markt gefun-

den werden. Die ex-Art. 85 und 86 E(W)GV konnten keine Lösung dieses Spannungs-

verhältnisses bieten, wenn das Schutzrecht kein Gegenstand, Mittel oder Folge einer 

Kartellabsprache684 war, bzw. wenn die Tatbestandsmerkmale des Mißbrauchs einer 

beherrschenden Stellung und einer möglichen Beeinträchtigung des Handels zwischen 

EWG-Mitgliedstaaten nicht erfüllt waren685. In solchen Fällen hat der EuGH eine ande-

re Rechtsgrundlage angewendet, nämlich ex-Art. 36 E(W)GV i.V.m. ex-Art. 30 

E(W)GV686. Dabei ist er zumeist „unausgesprochen und wie selbstverständlich“687 da-

von ausgegangen, daß die Ausübung eines gewerblichen Schutzrechts688 unter Umstän-

den eine Maßnahme gleicher Wirkung i.S.d. ex-Art. 30 E(W)GV darstellen kann.  

                                                          
683 S. EuGH Rs. 24/67, Slg. 1968, 85 = GRUR Int. 1968, 99. Ähnlich auch EuGH Rs. 40/70, Slg.1971, 69 

= GRUR Int. 1971, 279 = NJW 1971, 1007: dort 9. Erwägungsgrund. Vgl. auch Schlußanträge des 
Generalanwalts Henri Mayras in EuGH v. 03.07.1974, Rs. 192/73 „HAG I.“, Slg. 1974, 731 = GRUR 
Int. 1974, 338 = NJW 1974, 1640: „Es ist durchaus ein Irrtum anzunehmen, allein die Bestimmungen 
der Wettbewerbsordnung ließen sich als taugliches Mittel heranziehen, um Behinderungen, die dem 
freien Warenverkehr im Gemeinsamen Markt aus nationalen Warenzeichen erwachsen, einen Riegel 
vorzuschieben. Diese Bestimmungen kommen nur im Falle einer Vereinbarung oder aufeinander ab-
gestimmter Verhaltensweisen im Sinne des Art. 85 sowie, „mutatis mutandis“, im Falle mißbräuchli-
cher Ausnutzung einer beherrschenden Stellung im Sinne des Art. 86 in Betracht.“  

684 Die Anwendbarkeit des ex-Art. 85 E(W)GV auf die Ausübung der gewerblichen Schutzrechte, die 
Gegenstand, Mittel oder Folge einer Kartellabsprache darstellen, bestätigte der EuGH in seiner „Sire-
na./.Novimpex“-Entscheidung: EuGH Rs. 40/70, Slg. 1971, 69 = GRUR Int. 1971, 279 = NJW 1971, 
1007: dort 9. Erwägungsgrund. 

685 S. ex-Art. 86 E(W)GV. Vgl. dazu die EuGH-Urteile: EuGH Rs. 24/67, Slg. 1968, 85 = GRUR Int. 
1968, 99 und EuGH Rs. 40/70, Slg. 1971, 69 = GRUR Int. 1971, 279 = NJW 1971, 1007. 

686 S. Nachweise der Rechtsprechung des EuGH etwa bei Sack, Die Erschöpfung von gewerblichen 
Schutzrechten und Urheberrechten nach europäischem Recht, GRUR 1999, 193, dort: Fn. 4. Vgl. auch 
Fikentscher, Urhebervertragsrecht und Kartellrecht, in: Beier/Götting/Lehmann/Moufang (Hrsg.), Ur-
hebervertragsrecht, Festgabe für Gerhard Schricker zum 60. Geburtstag, München 1995, 149 (156f.); 
Koenigs, Rechtsfolgen der Einheitlichen Europäischen Akte für den Gewerblichen Rechtsschutz, in: 
Bohlig/Brandi-Dohrn/Donle/Buddeberg/Schweyer (Hrsg.), Lohn der Leistung und Rechtssicherheit, 
Festschrift für Albert Preu zum 70. Geburtstag, München 1988, 267 (270ff.); F. Gotzen, Gewerbliche 
Schutzrechte und Urheberrecht in der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs zu Art. 30-36 
des EWG-Vertrags, GRUR Int. 1984, 146; Reischl, Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht in 
der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs, GRUR Int. 1982, 151. 

687 Müller, Die Gestaltung des Vorbenutzungsrechts, S. 138. 
688 Die Anwendbarkeit der Ausnahme nach ex-Art. 36 E(W)GV („Schutz des gewerblichen und  kom-

merziellen Eigentums“) und der ex-Art. 85 und 86 E(W)GV auf die Grenzenziehung zwischen einer 
rechtmäßigen Ausübung eines dem Urheberrecht verwandten nationalen Schutzrechts (d.h. auch des 
Urheberrechts selbst) einerseits und einem gemeinschaftsrechtlich unzulässigen Verhalten des Rechte-
inhabers andererseits hat der EuGH zwar ebenfalls bestätigt (EuGH v. 08.06.1971, Rs. 78/70 „Deut-
sche Grammaphon/Polydor/Metro“, Slg. 1971, 487 = GRUR Int. 1971, 450 = NJW 1971, 1533), im 
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Im Patentrecht mußte er sich jedoch in einigen Fällen auch ausdrücklich mit der Fra-

ge beschäftigen, ob die Anwendung bestimmter Vorschriften des nationalen Patent-

rechts eine Maßnahme gleicher Wirkung i.S.d. ex-Art. 30 E(W)GV darstellt. Bejaht hat 

er dies für die Anwendung einer nationalen Rechtsvorschrift, nach der der Inhaber eines 

Patents für ein Verfahren zur Herstellung eines Arzneimittels einem Dritten untersagen 

kann, der für die Erteilung von Genehmigungen für das Inverkehrbringen von Arznei-

mitteln zuständigen Stelle Muster eines nach diesem Verfahren hergestellten Arzneimit-

tels vorzulegen689. Im Rahmen eines Vertragsverletzungsverfahrens nach ex-Art. 169 

E(W)GV hat der EuGH bestimmte nationale patentrechtliche Vorschriften selbst für 

Maßnahmen gleicher Wirkung i.S.d. ex-Art. 30 E(W)GV gehalten. Diese ließen die 

Erteilung von Zwangslizenzen auch für den Fall zu, wenn das Patent durch Einfuhren in 

das Inland ausgeübt wurde, und folglich den Patentinhaber dazu veranlaßten, die inlän-

dische Produktion der Einfuhr vorzuziehen690. Die auf diese Bestimmungen gestützte 

Praxis der zuständigen Behörden, einem Lizenznehmer die Einfuhr des patentierten 

Erzeugnisses aus Drittländern zu untersagen, wenn der Patentinhaber das Erzeugnis im 

Inland herstellt, sie ihm aber zu gestatten, wenn der Patentinhaber sein Patent durch die 

Einfuhr aus anderen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft nutzt, bezeichnete der EuGH als 

„Maßnahmen gleicher Wirkung wie mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen“ i.S.d. ex-

Art. 30 E(W)GV691. Dagegen sah der EuGH in nationalen Vorschriften, die die Über-

setzung der Patentschrift eines für einen EPO-Mitgliedstaat vom EPA erteilten Patents 

in die Amtssprache dieses Mitgliedstaates zwingend vorschrieben, kein Hindernis für 

den freien Warenverkehr i.S.d. ex-Art. 30 E(W)GV692.

Der EuGH widmete sich weiter der Frage, ob die jeweilige Beschränkung nicht etwa 

nach der Ausnahmeregelung des ex-Art. 36 E(W)GV gerechtfertigt, folglich die Gel-

tendmachung von Unterlassungsansprüchen der Patentinhaber gegen Parallelimporte 

gemeinschaftsrechtskonform und zulässig ist. Dabei unterschied der EuGH, wie schon 

                                                                                                                                                                         
Mittelpunkt der folgenden Ausführungen steht jedoch die Problematik der gewerblichen Schutzrechte 
und insbesondere des Patentrechts.  

689 EuGH v. 9. 7. 1997, Rs. C-316/95 „Generics BV ./. Smith Kline & French Laboratories Ltd.“, Slg. 
1997, I-3929, Rn. 17 = GRUR Int. 1997, 911 (912). 

690 EuGH v. 18. 2. 1992, Rs. C-30/90 „Kommission ./. Vereinigtes Königreich“, Slg. 1992, I-829, Rn. 23-
27 = GRUR Int. 1994, 227 (229). 

691 EuGH v. 27. 10. 1992, Rs. C-191/90 „Generics (UK) Ltd u. Harris Pharmaceuticals Ltd ./. Smith Kline 
and French Laboratories Ltd“, Slg. 1992, I-5335, Rn. 19 u. 20. 

692 EuGH v. 21. 9. 1999, Rs. C-44/98 „BASF AG ./. Präsident des Deutschen Patentamts“, Slg. 1999, I-
6269, Rn. 20-22 = GRUR Int. 2000, 71 (72). 
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4. Kapitel: Ergebnisse

Die Schlüsselbestimmungen der EU-Beitrittsakten (Art. 2-4 der 1.-3. Beitrittsakte; 

Art. 2-5 der 4. Beitrittsakte; Art. 2-6 der 5. Beitrittsakte) liefern nur sehr allgemeine 

Aussagen darüber, was man unter der Verpflichtung zur Übernahme des acquis 

communautaire zu verstehen hat. Die meisten die EU-Beitrittsverhandlungen betref-

fenden Dokumente (insbesondere die Gemeinsamen Verhandlungspositionen der 

EU-Seite) werden zudem unter Verschluß gehalten. 

Aus der Analyse der Schlüsselbestimmungen der EU-Beitrittsakten i.V.m. den son-

stigen Bestimmungen der EU-Beitrittsakten und den die EU-Beitritte betreffenden 

Dokumenten ergibt sich, daß der acquis neben den am häufigsten in der Diskussion 

erwähnten Akten des sekundären EG-Rechts auch das sämtliche EU- und EG-

Primärrecht, das EU-Sekundärrecht, die Rechtsprechung des EuGH und die Letz-

tentscheidungen des Gerichts erster Instanz, bestimmte völkerrechtliche Instrumente 

der Europäischen Gemeinschaft und der EU-Mitgliedstaaten sowie eine Vielzahl an 

Dokumenten mit lediglich politischer Bindungskraft enthält.

Bei der Feststellung, ob eine bestimmte Handlung der Europäischen Gemeinschaft, 

der Europäischen Union, der Gesamtheit oder eines Teils der EU-Mitgliedstaaten 

dem acquis angehört bzw. die neuen EU-Mitgliedstaaten bindet, muß der Grundsatz 

„der gleichen Rechte und Pflichten alter und neuer EU-Mitgliedstaaten“ angewandt 

werden. Die Verpflichtung der EU-Beitrittsländer zur Übernahme bestimmter Stan-

dards, welche für die „alten“ EU-Mitgliedstaaten in ihrer Gesamtheit nicht verbind-

lich sind, ist zwar völkerrechtlich zulässig, darf sich jedoch nicht auf den Grundsatz 

der acquis-Übernahme stützen. Die Geschichte der EU-Beitritte zeigt einige Bei-

spiele der Verpflichtung künftiger EU-Mitgliedstaaten zur Übernahme acquis-

fremder Standards, unter anderem auch im Bereich des Patentrechts. 

Die in Art. 38 der 5. Beitrittsakte vorgesehenen Sonderschutzmaßnahmen sind auch 

im Falle der verfehlten Übernahme des patentrechtlichen acquis communautaire 

anwendbar.

Der patentrechtlich relevante, verbindliche sekundärrechtliche acquis besteht zur 

Zeit aus der BioPatRl, der ArzneimittelSCHZVO, der PflanzenmittelSCHZVO, der 

ZuständigkeitsVO und der DurchsetzungRl. Alle Vorschläge der EG-Rechtsakte 

sowie die sog. Aktionsprogramme gehören nicht zu diesem rechtlich verbindlichen 



Anhang

Art. 1 - 10 der 5. Beitrittsakte 

(AblEU 2003 Nr. L 236 S. 33-36) 
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